
reduziert werden — der Meinung, daß nur infolge und 
kraft gesetzlicher Festlegung, z. B. der Ausschlußnorm 
wegen Geringfügigkeit, die Handlung in diesen Fäl­
len nicht gesellschaftsgefährlich und demzufolge keine 
Straftat ist. Bei formaler Erfüllung eines Tatbestands 
könne also, obwohl die Handlung nicht gesellschafts­
gefährlich ist, die Strafbarkeit nur durch eine beson­
dere Norm ausgeschlossen werden.

Der materielle Begriff der Straftat mit seinen Konse­
quenzen bringt die marxistische Auffassung vom 
Wesen des Verbrechens zum Ausdruck. Er beruht auf 
der wissenschaftlichen Erkenntnis der gesellschaftlichen 
Zusammenhänge und ist unmittelbarer Bestandteil der 
sozialistischen Weltanschauung, der marxistischen Auf­
fassung vom Recht, die ihren Niederschlag im Gesetz 
findet. Die Erkenntnis vom Wesen der Straftat und ihre 
begriffliche Erfassung hängt also nicht von der Norm 
ab, sondern das Verhältnis ist umgekehrt.

In der fehlerhaften Konzeption, daß nur im Rahmen 
gesetzlicher Festlegung die Strafbarkeit einer formal 
tatbestandsmäßigen Handlung wegen fehlender Gesell­
schaftsgefährlichkeit ausgeschlossen ist, dürfte weiter­
hin folgende falsche Schlußfolgerung zum Ausdruck 
kommen: Wenn eine gesellschaftsgefährliche Handlung 
nur kraft einer gesetzlichen Norm strafrechtlich rele­
vant sein kann, so kann auch bei fehlender Gesell­
schaftsgefährlichkeit die Strafbarkeit einer tatbestands­
mäßigen Handlung nur kraft gesetzlicher Norm aus­
geschlossen werden. So richtig es ist, daß nicht die 
Eigenschaft der Gesellschaftsgefährlichkeit allein eine 
Handlung zu einer Straftat macht, so falsch ist es, die 
notwendigerweise abstrahierende Norm über die 
gesellschaftliche Realität zu stellen und die dialektische 
Wechselbeziehung zwischen Gesellschaftsgefährlichkeit 
als wichtigster materieller Eigenschaft der Straftat 
und Tatbestand als der formellen Eigenschaft durch 
eine mechanistische Gleichung zu ersetzen.

Dieser falschen Konzeption dürfte weiterhin eine 
schematische Gleichsetzung der qualitativ sehr ver­
schiedenen Gründe, die die Gesellschaftsgefährlichkeit 
ausschließen, zugrunde liegen. Wenn eine Handlung 
nur formal ein Strafgesetz verletzt, infolge Gering­
fügigkeit und mangels schädlicher Folgen aber nicht 
gesellschaftsgefährlich ist, so ist damit diese Handlung 
noch nicht moralisch-politisch zu billigen, und eine 
sozialistische Rechtsordnung wird dies auch niemals 
tun. Deshalb kann in dieser Handlung durchaus eine 
strafwürdige Ordnungswidrigkeit stecken, und sie kann 
eine zivilrechtliche Ersatzpflicht zur Folge haben. Die­
ser Realität trägt § 8 Abs. 2 StEG Rechnung. Wer aber 
eine Notwehrhandlung begeht, dessen Handlung ist 
nicht nur nicht gesellschaftsgefährlich, sondern wird 
kraft ausdrücklicher gesetzlicher Regelung sogar recht­
lich gebilligt. Diese Handlung ist gerechtfertigt.

Am Beginn des künftigen sozialistischen Strafgesetz­
buchs wird die klare inhaltliche Bestimmung dessen 
stehen, was eine Straftat ist. In Auswertung der bereits 
bei der Erarbeitung des § 8 StEG geführten Diskussion 
schlägt die Kommission für die Begriffsbestimmung 
der Straftat folgende Formulierung vor:

„Ein Verbrechen oder Vergehen begeht, wer durch 
sein Handeln die Deutsche Demokratische Republik, 
den sozialistischen Aufbau, die Interessen des werk­
tätigen Volkes sowie des einzelnen Bürgers schuld­
haft gefährdet und zugleich ein Strafgesetz verletzt.“
Die einheitliche moralisch-politische Kennzeichnung 

aller Straftaten als Verbrechen, unabhängig von der 
Qualität der im einzelnen geschützten gesellschaftlichen 
Verhältnise und der Gesellschaftsgefährlichkeit der 
möglichen Angriffe auf sie, hält die Kommission für 
schematisch und zu wenig instruktiv. Die mobilisie­
rende Rolle der Strafrechtsnorm wird nicht ausgenutzt, 
wenn der schwerste Angriff auf grundlegende gesell­
schaftliche Verhältnisse der leichtesten kriminell straf­
würdigen Handlung begrifflich gleichgesetzt wird. Die 
Würdigung der Gesellschaftsgefährlichkeit der kon­
kreten Straftat wird durch die gleichartige allgemeine 
Bezeichnung „Verbrechen“ verwischt. Hinzu kommt, 
daß sich im Bewußtsein der Bevölkerung der einheit­
liche Verbrechensbegriff nicht durchgesetzt hat und die 
Werktätigen in der moralisch-politischen Verurteilung 
entsprechend der Schwere der Handlung sehr wohl

unterscheiden, ob ein Staatsverbrechen oder eine Sach­
beschädigung vorliegt. Deshalb sind nur die schwersten 
Straftaten, die im einzelnen noch festzulegen sind und 
über deren Kreis diskutiert werden muß, Verbrechen 
mit dem ganzen Gewicht der moralisch-politischen Ver­
urteilung, die in diesem Wort liegt.

Alle anderen Straftaten dagegen sind anders, zweck­
mäßigerweise wahrscheinlich als Vergehen zu bezeich­
nen. In die Diskussion mit einzubeziehen ist die von 
der Kommission allerdings abgelehnte Möglichkeit, die 
Straftaten nach der im Einzelfall erkannten Dauer der 
Freiheitsstrafe bzw. Strafart zu unterscheiden. Eine 
derartige Lösung würde neben rechtlicher Unsicherheit 
wieder dazu führen, daß in der einzelnen Norm eine 
schematische — z. B. Verbrechen — oder eine neutrale Be­
zeichnung — etwa Straftat — gewählt würde. Die 
moralisch-politische Verurteilung und Gesellschafts­
gefährlichkeit der konkreten Straftat würde dann wie­
der nur durch den Strafrahmen, nicht aber durch eine 
einprägsame Kennzeichnung zum Ausdruck kommen.

Der Ausschluß strafrechtlicher Verantwortlichkeit in­
folge Geringfügigkeit und mangels schädlicher Folgen 
der Tat soll nach Ansicht der Kommission ent­
sprechend § 8 StEG formuliert werden.

Die Schaffung eines einheitlichen sozialistischen 
Strafrechts fordert auch die gewissenhafte Prüfung, 
welche Handlungen Straftaten, das heißt kriminalstraf­
würdig, sind und welche, wie etwa die bisherigen 
Übertretungen und Ordnungswidrigkeiten, künftig in 
einem Ordnungs- oder Verwaltungsstrafverfahren zu 
verfolgen sind. Bei der Schaffung eines einheitlichen 
Verwaltungsstrafrechts werden sich möglicherweise 
Verschiebungen gegenüber dem bisherigen Rechtszu­
stand ergeben. In diesem Zusammenhang ist auch die 
Frage der außergerichtlichen Verwaltungsstrafverfah­
ren zu entscheiden, in denen bisher zum Beispiel durch 
die Finanzorgane und das AZKW kriminelle Geld; 
strafen verhängt werden konnten. Neben der anzu­
strebenden Vereinheitlichung der verschiedenen Ver­
waltungsstrafverfahren ist die prinzipielle Frage zu 
entscheiden, ob Verwaltungsorganen künftig nur noch 
eine Ordnungsstrafbefugnis entsprechend den Prinzi­
pien der Ordnungsstrafverordnung einzuräumen ist. 
Das würde zur Folge haben, daß außergerichtlich nur 
noch Geldstrafen bis 1000 DM verhängt werden könn­
ten. Zu diesem Komplex gehört auch die Strafver­
fügungsbefugnis der Deutschen Volkspolizei, die eben­
falls in eine Ordnungs- bzw. Verwaltungsstrafbefugnis 
umzuwandeln wäre.

Bei der Diskussion über den Inhalt des sozialisti­
schen Strafgesetzbuchs spielt auch die Frage der An­
trags- und Privatklagedelikte eine große Rolle. Nach 
Auffassung der Kommission kann die Verfolgung einer 
gesellschaftsgefährlichen Handlung nicht vom Willen 
des Verletzten abhängen. Nur solche Handlungen sind 
also wirklich kriminalstrafwürdig, die unbedingt von 
Amts wegen verfolgt werden müssen, weil sie derart 
gesellschaftsgefährlich sind, daß eine staatliche Re­
aktion in Form des Strafverfahrens und der Strafe 
einsetzen muß. Die Konsequenz dieser Ansicht ist die 
Beseitigung des Antragsrechts und des Privatklage­
verfahrens. Soweit die diesen Gebieten angehörigen 
Straftaten nicht kriminalstrafwürdig sind, käme eine 
außergerichtliche Erledigung durch eine Art von 
Schiedsverfahren in Betracht. Hier könnte sich ein 
grundsätzlicher Funktionswandel in der Tätigkeit der 
Schiedsmänner' ergeben, wobei zu erörtern ist, ob die 
Durchführung dieser Schiedsverfahren nicht einem 
Kollegialorgan zu übertragen wäre. Jedenfalls würde 
sich hier eine Möglichkeit für die Einbeziehung der 
Werktätigen bei der Erledigung solcher Angelegen­
heiten ergeben, die nicht der Autorität einer Entschei­
dung des sozialistischen Gerichts bedürfen.

Bei der Diskussion der Rechtfertigungsgründe war 
die Kommission der Auffassung, daß im Gegensatz zu 
den formalen Rechtfertigungsgründen des kapitalisti­
schen Strafrechts eine eindeutige materielle Regelung 
der Rechtfertigungsgründe, beschränkt auf Notwehr 
und Notstand, notwendig ist. In Überwindung des 
bürgerlich-liberalen Notwehrbegriffs muß diese Be­
stimmung in einem . sozialistischen Strafrecht aufzeigen, 
welche gesellschaftlichen Verhältnisse notwehrfähig 
sind. Hierbei gilt es vor allem festzulegen, daß gegen-
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